Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drucksadie Nr. 1256 


Änderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Kather und Genossen 


zur dritten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes 
zur Wiederherstellung der Rechtseinheit auf dem 
Gebiete der Gerichtsverfassung, der bürgerlichen 
Rechtspflege, des Strafverfahrens 
und des Kostenrechts 

- Nr, 530, 1138, 1246 der Drucksachen - 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Zu Artikel 2 Ziffer 63: 

Die Regierungsvorlage wird wieder hergestellt. 

Deshalb wird nach § 510b folgende Vorschrift als § 510c eingefügt: 

»§ 510 c 

Bei Streitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche bestimmt 
das Gericht sein Verfahren nach freiem Ermessen, wenn der 
Wert des Streitgegenstandes zur Zeit der Einreichung der Klage 
100 Deutsche Mark nicht übersteigt. 

Ein in diesem Verfahren ergehendes Endurteil ist, sofern es 
nicht als Versäumnisurteil erlassen ist, als Schied surt eil zu be- 
zeichnen. 

Die Parteien können in der Verhandlung vor dem Gericht auf 
eine schriftliche Begründung des Schiedsurteils verzichten; der 
Verzicht ist in das Protokoll aufzunehmen. 

Das Schiedsurteil steht einem im ordentlichen Verfahren er- 
gangenen rechtskräftigen Urteil gleich.” 


Druck: Bodidnitkerei R. Midil, Bonn, Argelandemrnß« tl 
Alleinvertrieb: Dr. Han» Heger, Andernach, Breite Straße 30 
und Wiesbaden» Niemcheitraße 1 



2. Zu Artikel 2 Ziffer 64: 

Die Regierungsvorlage wird wieder hergestellt 
Deshalb erhält § 511 a Absatz 1 folgende Fassung: 

„In Rechtsstreitigkeiten über vermögensrechtliche Ansprüche ist 
die Berufung unzulässig, wenn der Wert des Beschwerdegegen- 
standes 100 Deutsche Mark nicht übersteigt” 


Bonn, den 27 Juli 1950 


Dr. Kather Dr. Jaeger Neuburger Dr. von Brentano 

Arndgen Kunze Frau Dr, Probst Dr. Wuermeling 

Dr. Weber (Koblenz) Dr. Baur (Württemberg) 



